
  

    

 

eaf e. V. 

Auguststraße 80  

10117 Berlin 

 

 

 

Prof. Dr. Martin Bujard  Präsident 

Nicole Trieloff  Bundesgeschäftsführerin 

 

 

 

tel 030 28 39 54 00 

fax 030 28 39 54 50 

 

 

web www.eaf-bund.de 

mail info@eaf-bund.de 

PRESSEMITTEILUNG 

Berlin, den 15. Juli 2026 

Großer Wurf für den Schutz von Opfern häuslicher 
Gewalt im familiengerichtlichen Verfahren? 

eaf fordert Nachbesserungen im Referentenentwurf des BMJV 

Der vom Bundesjustizministerium vorgelegte Entwurf für ein Gesetz zur Verbesserung des 

Schutzes von Opfern häuslicher Gewalt kann aus Sicht der evangelischen arbeitsgemeinschaft 

familie e. V. (eaf) den Gewaltschutz einen großen Schritt voranbringen. Damit ein großer Wurf 

gelingt, muss an entscheidenden Stellen allerdings noch nachgebessert werden. 

Familienrichter:innen sollen künftig belegbare Kenntnisse im Gewaltschutzrecht und zu 

Dynamiken und Auswirkungen häuslicher Gewalt nachweisen. Damit wird eine langjährige 

Forderung der eaf umgesetzt. 

„Leider bleibt es im Referentenentwurf bei einer Soll-Vorschrift, nach der auch Richter:innen 

ohne diese Kenntnisse in Familiensachen eingesetzt werden können. Das halten wir für falsch“, 

mahnt eaf-Vizepräsidentin Rosemarie Daumüller. „Ob die Komplexität und Dynamiken häuslicher 

Gewalt im familiengerichtlichen Verfahren erkannt werden, hängt wesentlich von der Sensi-

bilisierung und Qualifizierung der Familienrichter:innen ab. Deshalb muss der Erwerb aller 

erforderlichen Kenntnisse ausnahmslos und zwingend für den Einsatz als Familienrichter:in 

vorgeschrieben sein.“ 

 

Die eaf macht sich dafür stark, die Qualifizierung der Familienrichter:innen durch eine 

Fortbildungspflicht und einen Fortbildungsanspruch abzusichern. Dies setzt entsprechende 

Aus- und Weiterbildungsangebote voraus, für aktive Familienrichter:innen ebenso wie für 

Dezernatswechsler:innen und interessierte Richter:innen auf Probe. Die dafür erforderliche Zeit 

muss ihnen durch eine Anpassung der Pensenschlüssel eingeräumt werden. 

Die Einführung neuer Wahlgerichtsstände in Gewaltschutz-, Kindschafts-, Abstammungs- und 

Kindesunterhaltssachen ist aus Sicht der eaf ein weiterer Fortschritt für den Schutz von Opfern 

häuslicher Gewalt. Diese können den gewaltbetroffenen Elternteil entlasten und schützen. 

„Auch für Scheidungs- und Scheidungsfolgesachen bei häuslicher Gewalt halten wir die 

zusätzliche Einführung eines Wahlgerichtsstands für dringend notwendig“, betont Daumüller. 

„Gerade im Zusammenhang mit Trennung und Scheidung steigt das Risiko für Frauen, Opfer 

häuslicher Gewalt zu werden. Insbesondere bei Scheidungsanträgen in dem neuen, wegen 
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unzumutbarer Härte verkürzten Trennungsjahr muss dem gewaltbetroffenen Ehegatten zum 

Schutz seines aktuellen Aufenthaltsortes ein Wahlgerichtsstand ermöglicht werden.“ 

 

Als äußerst hilfreich für die Praxis bewertet die eaf die vorgesehene gesetzliche Betonung der 

Amtsermittlungspflicht des Gerichtes bei Vorliegen von Anhaltspunkten für häusliche Gewalt.  

 

„Wir fordern in diesem Zusammenhang allerdings eine weitere Konkretisierung der Amts-

ermittlungspflicht. Familienrichter:innen sollte im Gesetz ein offener Katalog typischer 

Ermittlungsmaßnahmen für die Gefährdungsanalyse an die Hand gegeben werden“, präzisiert 

Daumüller. „Noch sind Gewaltfälle für viele Familienrichter:innen kein täglich Brot. Ein solcher 

Katalog verdeutlicht, dass Gefährdungslagen künftig durch die Beiziehung von ärztlichen Be-

funden, Polizeiberichten, Akten aus früheren und aktuellen Gewaltschutzverfahren, Auskunft aus 

dem Waffenregister und dergleichen zu ermitteln sind.“  

Weiterhin hält es die eaf für dringend geboten, in Verfahren mit Anhaltspunkten für häusliche 

Gewalt ausdrücklich vorzusehen, dass das Gericht die Beteiligten getrennt anhören soll. 

„Aus der Praxis ist bekannt, dass auch erfahrene Familienrichter:innen die Sachverhaltsauf-

klärung vielfach über den Opferschutz stellen: Um die Interaktion der Eltern beobachten zu 

können, ordnen sie bewusst eine gemeinsame Anhörung an“, erläutert Daumüller. „Dabei wird 

ignoriert, dass das Opfer durch diese Begegnung gefährdet oder retraumatisiert werden kann. 

Aus Gewaltschutzgründen setzen wir uns dafür ein, dass eine Begegnung von gewaltausübenden 

und gewaltbetroffenen Eltern nicht nur während der Anhörung, sondern auch davor und danach 

in den Gerichtsfluren unterbleibt. So kann auch verhindert werden, dass der aktuelle Auf-

enthaltsort des Opfers und der Kinder ausspioniert wird. Deshalb fordern wir die gesetzliche 

Klarstellung, dass das Gericht bei Anhaltspunkten für häusliche Gewalt die Beteiligten zu 

unterschiedlichen Terminen getrennt anhören soll.“ 

 

>>Stellungnahme der eaf zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes 

von Opfern häuslicher Gewalt, zur Stärkung der Stellung des Kindes im Verfahren und zur 

Steigerung der Verfahrenseffizienz 

Ansprechpartnerin: Sigrid Andersen, E-Mail: Andersen@eaf-bund.de 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) ist der familienpolitische Dachverband 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD).  
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